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Die Mitgliederversammlung des  

 

Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein 

 

hat am 21. Oktober 2020 die nachstehende Neufassung der Satzung und 

Beitragsordnung beschlossen. Die Wahlordnung in der Fassung vom 

24.01.2016 bleibt bestehen. 

 

 

 

Satzung des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein 

 

 

§ 1 

 

(1) Der Ärztliche Kreisverband Traunstein (im Folgenden Kreisver-

band genannt) ist gebildet für das Gebiet des Landkreises Traun-

stein. Er ist Körperschaft des öffentlichen Rechts und führt ein 

Dienstsiegel. 

 

(2) Der Kreisverband ist Teil der Berufsvertretung der Ärzte Bayerns. 

Er hat die Aufgabe, innerhalb seines Bereichs im Rahmen der Ge-

setze die beruflichen Belange der Ärzte wahrzunehmen, die ärztli-

che Fortbildung zu fördern und bei der Überwachung der Erfüllung 

der ärztlichen Berufspflichten und in der öffentlichen Gesundheits-

pflege mitzuwirken. 

 

(3) Der Kreisverband ist berechtigt, innerhalb seines Aufgabenbereichs 

Anfragen, Vorstellungen und Anträge an die zuständigen Behörden 

zu richten. Er ist verpflichtet, Anfragen der zuständigen Behörden 

und des Ärztlichen Bezirksverbands Oberbayern (im Folgenden Be-

zirksverband genannt) in Angelegenheiten des Meldewesens und 

der Berufsaufsicht zeitgerecht zu beantworten und auf deren Ver-

langen Gutachten zu erstellen oder Stellungnahmen abzugeben. 
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§ 2 
 

(1) Der Kreisverband steht unter der Aufsicht der Bayerischen Landes-

ärztekammer und der Regierung von Oberbayern. 
 

(2) Die Regierung und die Bayerische Landesärztekammer können 

jederzeit Auskunft, insbesondere über die Verhältnisse und Be-

schlüsse des Kreisverbands verlangen. 
 

(3) Die Beschlüsse der Vollversammlung und des Vorstandes der Bay-

erischen Landesärztekammer sind für den Kreisverband bindend. 
 

 

§ 3 
 

(1) Mitglieder des Kreisverbands sind alle zur Berufsausübung in Bay-

ern berechtigten Ärzte, die  

1. in dem in § 1 genannten Gebiet ärztlich tätig sind 

oder 

2. ohne ärztlich tätig zu sein, dort ihre Hauptwohnung im Sinn 

des Melderechts haben. 
 

(2) Die Mitgliedschaft bleibt bestehen, wenn das Mitglied seine ärztli-

che Tätigkeit nicht länger als sechs Monate aufgibt oder aus dem 

Bereich des Kreisverbands verlagert. In beiden Fällen ist dem 

Kreisverband oder dem Bezirksverband vorher schriftlich anzuzei-

gen, zu welchem Zeitpunkt die Zurückverlagerung oder die Wie-

deraufnahme der Tätigkeit erfolgt. 
 

(3) Übt ein Arzt seinen Beruf ausschließlich als Vertreter eines anderen 

Berufsangehörigen aus, so begründet sich die Mitgliedschaft bei 

dem Kreisverband, in dessen Bereich er seine Hauptwohnung hat, 

es sei denn, er übt die Vertretertätigkeit über einen Zeitraum von 

mehr als sechs Monaten ununterbrochen im Zuständigkeitsbereich 

einer anderen Berufsvertretungskörperschaft aus. 
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(4) Mitglieder des Kreisverbands, die ihre ärztliche Tätigkeit außerhalb 

des Geltungsbereichs der Bundesärzteordnung verlegen und dort ih-

re Hauptwohnung nehmen, können freiwillige Mitglieder des 

Kreisverbands bleiben, wenn sie dies gegenüber dem Kreisverband 

oder dem Bezirksverband innerhalb eines Monats nach Ende der 

Pflichtmitgliedschaft schriftlich erklären. §§ 4 Abs. 2, 10 Abs. 1 

dieser Satzung und § 7 Abs. 2 Nr. 1 der Satzung des Bezirksver-

bands gelten nicht für freiwillige Mitglieder. Die freiwillige Mit-

gliedschaft endet, außer in den Fällen des Absatzes 7 und des Art. 

67 Abs. 1 Nr. 5 Heilberufe-Kammergesetz (HKaG), durch schriftli-

che Erklärung der Beendigung der Mitgliedschaft. 

  

(5) Ärzte, die Mitglieder eines anderen ärztlichen Kreisverbands oder 

einer anderen ärztlichen Berufsvertretungskörperschaft in Deutsch-

land sind und im Bereich des Kreisverbands eine ärztliche Tätigkeit 

aufnehmen, werden nicht Mitglied, wenn der Schwerpunkt ihrer Tä-

tigkeit außerhalb des Kreisverbands liegt und dem Kreisverband 

von der anderen Berufsvertretungskörperschaft die Mitgliedschaft 

bestätigt wird. Die Aufnahme der ärztlichen Tätigkeit ist dem 

Kreisverband anzuzeigen.  

 

(6) Die Mitgliedschaft ruht bei Ruhen der Approbation  (§ 6 der Bun-

desärzteordnung) und bei Anordnung des Verbots, den ärztlichen 

Beruf auszuüben (§ 70 des Strafgesetzbuchs - StGB). Das Ruhen 

der Mitgliedschaft endet im Fall des § 6 der Bundesärzteordnung 

mit Aufhebung der Ruhensanordnung, im Fall des § 70 StGB mit 

Ablauf der Dauer oder mit der Aussetzung des Berufsverbots ge-

mäß § 70 a StGB.  

 

(7) Die Mitgliedschaft endet, außer mit dem Tode, mit der Zurücknah-

me oder dem Widerruf der Approbation oder dem Verzicht auf die-

se sowie im Falle der bestandskräftigen Beendigung der Mitglied-

schaft gemäß Art. 4 Abs. 5 Satz 3 HKaG. Das gleiche gilt bei An-

ordnung eines dauerhaften Verbots, den ärztlichen Beruf auszuüben 

(§ 70 StGB). Sie endet auch mit der Verlegung der ärztlichen Tä-

tigkeit oder, falls eine solche nicht ausgeübt wird, mit der Verle-

gung der Hauptwohnung aus dem Zuständigkeitsbereich des Kreis-

verbands. 
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§ 4 
 

(1) Die Mitglieder des Kreisverbands sind berechtigt, an den Mitglie-

derversammlungen mit Antrags- und Stimmrecht nach Maßgabe 

dieser Satzung teilzunehmen sowie die Fortbildungs- und sonstigen 

Einrichtungen des Kreisverbands in Anspruch zu nehmen. 
 

(2) Die Mitglieder wählen die Vorstandsmitglieder des Kreisverbands 

und die Delegierten zur Bayerischen Landesärztekammer (Art. 11 

Abs. 1 HKaG). Als Vorstandsmitglieder des Kreisverbands und als 

Delegierte zur Bayerischen Landesärztekammer sind alle Mitglieder 

wählbar. 
 

(3) Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, wenn und  

solange 

 

1. sich das Mitglied in Untersuchungs- oder Strafhaft befindet, 

2. das Mitglied mit der Beitragsleistung für mehr als zwei Jahre 

im Rückstand ist, ohne dass die Beiträge gestundet sind, 

3. die Mitgliedschaft ruht (§ 3 Abs. 6). 

 

Im Übrigen ruht die Wählbarkeit gemäß Art. 67 Abs. 1 Nr. 4 

HKaG, wenn und solange diese rechtskräftig entzogen ist. 
 

 

§ 5 
 

(1) Die Organe des Kreisverbands sind der Vorstand und die Mitglie-

derversammlung. 

Sie können vorberatende Ausschüsse bestellen. 
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(2) Der Vorstand des Kreisverbands besteht aus dem ersten, dem zwei-

ten und dem dritten vorsitzenden Vorstandsmitglied und einer durch 

die Wahlordnung festgelegten Anzahl von beisitzenden Vorstands-

mitgliedern. Das erste, zweite und dritte vorsitzende Vorstandsmit-

glied wird in geheimer und schriftlicher Wahl von der Mitglieder-

versammlung auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Für die Wahl 

der beisitzenden Vorstandsmitglieder kann die Wahlordnung die 

Wahl in einem Wahlgang und durch Handzeichen vorsehen. Der 

Vorstand kann bis zu 8 Mitglieder kooptieren, die ebenfalls bera-

tend an den Sitzungen des Vorstands teilnehmen können. Die vor-

sitzenden Vorstandsmitglieder führen die Geschäfte auch nach Ab-

lauf der Amtsdauer solange weiter, bis die neu gewählten vorsit-

zenden Vorstandsmitglieder das Amt übernehmen. 

 

 

(3) Der Vorstand bedient sich zur Erledigung der laufenden Angele-

genheiten des Kreisverbandes einer Geschäftsstelle. Das erste vor-

sitzende Vorstandsmitglied, bei dessen Verhinderung das zweite 

vorsitzende Vorstandsmitglied und bei dessen Verhinderung das 

dritte vorsitzende Vorstandsmitglied, vertritt den Kreisverband im 

Vorstand des ärztlichen Bezirksverbands sowie nach außen und vor 

den Gerichten. Es kann die Leitung der Geschäftsstelle und die Ver-

tretung aufgrund Vorstandsbeschlusses im Einzelfall auch einem 

anderen Vorstandsmitglied übertragen. Das erste vorsitzende Vor-

standsmitglied führt den Vorsitz in der Mitgliederversammlung, bei 

dessen Verhinderung das zweite vorsitzende Vorstandsmitglied und 

bei dessen Verhinderung das dritte vorsitzende Vorstandsmitglied. 

 

(4) Dem Vorstand obliegt die Bestellung der Person zur Durchführung 

des Vermittlungsverfahrens nach Art. 37 HKaG. 

 

(5) Endet die Amtszeit des ersten vorsitzenden Vorstandsmitglieds oder 

des zweiten oder des dritten vorsitzenden Vorstandsmitglieds vor 

Ablauf der Amtsdauer, so findet, vorbehaltlich der Sätze 3 und 4, 

innerhalb von 3 Monaten eine Nachwahl des ersten oder des zwei-

ten oder des dritten vorsitzenden Vorstandsmitglieds für den Rest 

der Amtsdauer statt. Das Gleiche gilt bei gleichzeitiger Beendigung 
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der Amtszeit des ersten und der beiden weiteren vorsitzenden Vor-

standsmitglieder. Endet die Amtszeit des ersten vorsitzenden Vor-

standsmitglieds innerhalb der letzten sechs Monate, so tritt an die 

Stelle des ersten vorsitzenden Vorstandsmitglieds für den Rest der 

Amtsdauer das zweite vorsitzende Vorstandsmitglied.  

Endet auch die Amtszeit des zweiten vorsitzenden Vorstandsmit-

glieds innerhalb der letzten sechs Monate, so tritt an die Stelle des 

zweiten vorsitzenden Vorstandsmitglieds für den Rest der Amts-

dauer das dritte vorsitzende Vorstandsmitglied. Endet auch die 

Amtszeit des dritten vorsitzenden Vorstandsmitglieds innerhalb der 

letzten sechs Monate, so findet innerhalb von drei Monaten eine 

Neuwahl des Vorstands statt. In den Fällen der Sätze 2 und 4 hat 

der Vorstand für die Erledigung der laufenden Angelegenheiten und 

für die Durchführung der Wahl ein geschäftsführendes vorsitzendes 

Vorstandsmitglied aus seiner Mitte zu bestimmen.  

 

(6) Die Zugehörigkeit zum Vorstand und zu den Ausschüssen ruht oder 

endet nach Maßgabe des Art. 12 HKaG. 

 

 

§ 6 

 

(1) Vorstandssitzungen sind unter Bekanntgabe der Beratungsgegen-

stände (Tagesordnung)mindestens zwei Wochen vor ihrer Durch-

führung durch schriftliche Ladung vom ersten vorsitzenden Vor-

standsmitglied, bei dessen Verhinderung vom zweiten vorsitzenden 

Vorstandsmitglied und bei dessen Verhinderung vom dritten vorsit-

zenden Vorstandsmitglied, einzuberufen. 

 

(2) Der Vorstand ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner 

stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlussfähig-

keit bleibt bestehen, solange sie nicht angezweifelt wird. Die Be-

schlüsse werden durch Handzeichen mit einfacher Mehrheit gefasst, 

soweit nicht von mindestens einem Drittel der Anwesenden gehei-

me, schriftliche Abstimmung verlangt wird. Stimmenthaltung ist, 

außer in Angelegenheiten der eigenen Person, unzulässig. 
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(3) Bei fehlender Beschlussfähigkeit ist der Vorstand innerhalb von 

zwei Wochen zu einer Wiederholungssitzung mit den gleichen Be-

ratungsgegenständen einzuberufen. In diesem Fall ist der Vorstand 

ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlussfähig. 

 

(4) Die Mitglieder des Vorstands sind bei der Wahrnehmung ihrer Auf-

gaben zu Vertraulichkeit und Verschwiegenheit verpflichtet. 

 

(5) Ein Vorstandsmitglied ist unter den Voraussetzungen des Art. 49 

Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) von 

der Beschlussfassung ausgeschlossen; dies gilt nicht in den Fällen 

des Art. 49 Abs. 2 GO. Ob die Voraussetzungen nach Satz 1 vorlie-

gen, entscheidet der Vorstand ohne Mitwirkung des persönlich Be-

troffenen. Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Betroffenheit 

ausgeschlossenen Mitglieds hat die Ungültigkeit des Beschlusses 

nur zur Folge, wenn sie für das Abstimmungsergebnis entscheidend 

war. 

 

(6) In dringenden Fällen kann eine Entscheidung des Vorstandes ohne 

Einberufung einer Vorstandssitzung schriftlich oder in einem ande-

ren geeigneten Verfahren eingeholt werden. 

 

 

§ 7 

 

Der Mitgliederversammlung obliegt die Beratung und Beschlussfassung 

über alle grundsätzlichen Angelegenheiten aus dem Aufgabenbereich 

des Kreisverbands; insbesondere ist sie zuständig für die Beschlussfas-

sung über die Satzung (Art. 5 Abs. 1 HKaG), die Wahlordnung (Art. 5 

Abs. 2 HKaG), die Beitragsordnung (Art. 6 HKaG), die Höhe der Auf-

wands- und Reisekostenentschädigung einschließlich der Zeitverlust-

pauschale (§ 9 Abs. 1) sowie für die Entlastung des Vorstands. 
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§ 8 

 

(1) Ordentliche Mitgliederversammlungen finden nach Bedarf, mindes-

tens jedoch einmal im Jahr statt. Das vorsitzende Vorstandsmitglied 

hat die Mitgliederversammlung unter Angabe der Beratungsgegen-

stände mindestens zwei Wochen vor ihrer Abhaltung durch schrift-

liche Ladung einzuberufen. Bei ordnungsgemäßer Einberufung ist 

die Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwe-

senden beschlussfähig.  

 

(2) Der Vorstand hat, 

 1.  auf Anordnung der Bayerischen Landesärztekammer oder 

  der Regierung von Oberbayern  

  oder  

 2.  wenn es von mindestens einem Drittel der Mitglieder verlangt 

wird, 

unverzüglich unter Angabe des Beratungsgegenstands eine außeror-

dentliche Mitgliederversammlung binnen zwei Monaten nach Zu-

gang der Anordnung oder des Antrags einzuberufen. Geschäftsord-

nungsanträge, wie zum Beispiel „Nichtbefassung“ oder „Übergang 

zur Tagesordnung“, die dem Gebot der Erörterung der Beratungsge-

genstände in angemessenem Umfang grundsätzlich zuwiderlaufen, 

bedürfen hinsichtlich des einzelnen Beratungsgegenstands, der An-

lass für die außerordentliche Mitgliederversammlung war, einer 

Mehrheit von mehr als zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. Im 

Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist zur Beschlussfähigkeit mindestens die 

Anwesenheit der dort genannten Zahl von Mitgliedern erforderlich, 

ansonsten sind außerordentliche Mitgliederversammlungen unbe-

schadet der Zahl der erschienen  

Mitglieder beschlussfähig; hierauf ist in der Ladung hinzuweisen. 

Ein weiterer Antrag nach Satz 1 Nr. 2 ist zu dem im wesentlichen 

gleichen Gegenstand in derselben Wahlperiode nicht zulässig. 
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(3) Beschlüsse zur Satzungsänderung oder zur Abänderung von im 

selben Geschäftsjahr gefassten Beschlüssen bedürfen einer Zwei-

drittelmehrheit der anwesenden Mitglieder. Die in Satz 1 genannten 

Beschlüsse dürfen nur gefasst werden, wenn diese Änderungsanträ-

ge in der mit der Ladung ver- 

sandten Tagesordnung als Beratungsgegenstände aufgeführt sind. 
 

(4) Über die Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom vor-

sitzenden Vorstandsmitglied der Mitgliederversammlung und einem 

Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 

(5) Aus schwerwiegenden Gründen, die eine ordnungsgemäße Durch-

führung einer Mitgliederversammlung unmöglich oder unzumutbar 

machen, kann durch Beschluss des Vorstandes eine Entscheidung 

der Mitgliederversammlung schriftlich oder in einem anderen ge-

eigneten Verfahren eingeholt werden. In der Einladung ist der Be-

schluss bekannt zu geben. 

 
 

 

§ 9 
 

(1) Die Mitglieder des Vorstands und der Ausschüsse des Kreisver-

bands sind ehrenamtlich tätig. Aufwands- und Reisekostenentschä-

digung sowie Ersatz für Zeitverlust (§ 7) werden nach den Be-

schlüssen der Mitgliederversammlung gewährt.  
 

(2) Der Vorstand hat der Mitgliederversammlung bis spätestens 30. 

Juni einen Geschäfts- und Kassenbericht für das abgelaufene Jahr 

vorzulegen. 
 

 

§ 10 
 

(1) Der Kreisverband erhebt zur Erfüllung seiner Aufgaben von den 

Mitgliedern Beiträge nach Maßgabe einer durch die Mitgliederver-

sammlung zu beschließenden Beitragsordnung (§ 7). 
 

(2) Rückständige Beiträge sind nach Maßgabe des Art. 40 HKaG bei-

zutreiben. 
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(3) Der Vorstand kann die Durchführung der Beitragserhebung der 

Bayerischen Landesärztekammer übertragen (Art. 6 Satz 4 HKaG). 

 

§ 11 

 

Die Meldepflicht und ihr Vollzug richten sich nach den Vorschriften 

des Art. 4 HKaG in Verbindung mit der Meldeordnung. Der Kreisver-

band ist nach Art. 4 Abs. 6 Satz 6 HKaG auch Meldestelle. Eingehende 

Meldungen und Anzeigen von Mitgliedern leitet der Kreisverband un-

verzüglich an den Bezirksverband weiter. 

 

 

§ 12 

 

Hat der Vorstand Kenntnis von einem Sachverhalt, der den Verdacht 

einer Berufspflichtverletzung durch ein Mitglied des Kreisverbands 

begründet, ist der Bezirksverband unverzüglich zum Zwecke der be-

rufsaufsichtlichen Würdigung zu unterrichten. 

 

 

§ 13 

 

(1) Eine Vereinigung mehrerer angrenzender ärztlicher Kreisverbände 

im Bereich des Bezirksverbands kann erfolgen, wenn die Mitglie-

derzahl des neu gebildeten Kreisverbands 2000 nicht übersteigt.  

 

(2) Verlangen zehn vom Hundert der Mitglieder eines Kreisverbands 

die Vereinigung mit einem oder mehreren angrenzenden Kreisver-

bänden, so hat das vorsitzende Vorstandsmitglied dieses Kreisver-

bands die Vorstände der anderen Kreisverbände zu unterrichten. 

Die betroffenen Kreisverbände haben ihre Mitglieder, zum Zwecke 

der Erörterung des Vereinigungsantrags, zu einer gemeinsamen 

Versammlung einzuberufen. Diese Versammlung hat spätestens ei-

nen Monat vor der Abstimmung stattzufinden. 

 

(3) Innerhalb von sechs Monaten ist in allen betroffenen Kreisverbän-

den eine Abstimmung durch die Mitglieder durchzuführen.  
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(4) In den betroffenen Kreisverbänden bestellt der jeweilige Ausschuss, 

bestehend aus drei Mitgliedern. Der Ausschuss bestimmt aus seiner 

Mitte das vorsitzende Ausschussmitglied. Der Ausschuss stellt die 

Zahl der abstimmungsberechtigten Mitglieder fest und bestimmt 

Beginn und Ende der Abstimmungsfrist. Die Kreisverbände legen 

für ihre abstimmungsberechtigten Mitglieder eine fortlaufend 

nummerierte Liste an. Jeder Abstimmungsberechtigte ist durch den 

Kreisverband von der Eintragung in die Liste schriftlich zu unter-

richten. Die Benachrichtigung muss die Abstimmungsfrist, die 

Nummer des Abstimmungsberechtigten in der Liste und die An-

schrift des Ausschusses angeben. Die Listen sind vom 21. bis ein-

schließlich zum 14. Tag vor der Abstimmung bei den Kreisverbän-

den auszulegen. Während dieser Zeit können Einsprüche gegen die 

Richtigkeit der Listen schriftlich beim Ausschuss erhoben werden. 

Dieser entscheidet über den Einspruch. Nur der Ausschuss kann 

Änderungen der Listen vornehmen.  

 

(5) Die Abstimmung beinhaltet eine mit Ja oder Nein zu entscheidende 

Fragestellung, ob der Vereinigung mit einem oder mehreren, na-

mentlich benannten, Kreisverbänden zugestimmt wird. Im Übrigen 

erfolgt die Durchführung der Abstimmung nach Maßgabe der je-

weiligen Wahlordnung. Der Ausschuss ermittelt öffentlich und un-

verzüglich nach dem Ende der Abstimmungsfrist das Ergebnis der 

Abstimmung. Das vorsitzende Ausschussmitglied veranlasst die 

umgehende Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses und stellt 

den dafür geltenden Stichtag fest. 

 

(6) Jeder Abstimmungsberechtigte kann binnen 14 Tagen Verletzung 

der Vorschriften der Absätze 1 bis 5 anfechten. Die Abstimmung ist 

ungültig, wenn durch den gerügten Verstoß das Ergebnis verdunkelt 

worden ist. Die Entscheidung trifft der Ausschuss. Stellt dieser die 

Ungültigkeit der Abstimmung fest, so ordnet er eine Wiederholung 

der Abstimmung an. Sie ist innerhalb einer Frist von vier Wochen 

bekannt zu machen und anschließend innerhalb von zwei Monaten 

zu wiederholen. 
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(7) Die Vereinigung ist durchzuführen, wenn mindestens 20 von Hun-

dert aller Mitglieder dieser Kreisverbände an der Abstimmung teil-

genommen und eine Mehrheit dafür gestimmt hat. 

 

(8) Werden zwei oder mehrere Kreisverbände zu einem verband 

Rechtsnachfolger der Kreisverbände, aus denen er hervorgegangen 

ist. 

 

(9) Mit der Vereinigung scheiden die Vorstände aus ihrem Amt. Die 

bisher amtierenden ersten und zweiten vorsitzenden Vorstandsmit-

glieder bilden einen geschäftsführenden Vorstand. Den Vorsitz 

führt das älteste Mitglied. Dem geschäftsführenden Vorstand ob-

liegt die Feststellung des Vermögens der sich zusammenschließen-

den Kreisverbände. Er hat die Aufgabe, der konstituierenden Mit-

gliederversammlung des vereinigten Kreisverbands, die innerhalb 

von sechs Monaten einzuberufen ist, den Kassenbericht, zum Zwe-

cke der Entlastung der bisher amtierenden Vorstände, sowie eine 

Satzung, eine Wahlordnung und eine Beitragsordnung zur Be-

schlussfassung vorzulegen. 

 

(10) Die Wahl des Vorstands des neu gebildeten Kreisverbands ist 

binnen drei Monaten nach Bekanntmachung von Satzung und 

Wahlordnung durchzuführen. 

 

 

§ 14 

 

(1) Erstreckt sich der bestehende Kreisverband auf das Gebiet mehrerer 

Landkreise oder kreisfreier Städte, so kann ein neuer ärztlicher 

Kreisverband nur für das Gebiet eines Landkreises oder einer kreis-

freien Stadt gebildet werden. 

 

(2) Verlangen zehn vom Hundert der Mitglieder des bestehenden 

Kreisverbands oder 20 vom Hundert der Mitglieder aus dem Gebiet 

eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt die Neubildung eines 

Kreisverbands, so hat das erste vorsitzende Vorstandsmitglied die 

Mitglieder, zum Zwecke der Erörterung des Antrags auf Neubil-

dung, zu einer Versammlung einzuberufen. Diese Versammlung hat 

spätestens einen Monat vor der Abstimmung stattzufinden.  
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(3) Eine Abstimmung durch die Mitglieder ist innerhalb von sechs Mo-

naten durchzuführen.  
 

(4) Der Vorstand hat einen Ausschuss zu bestellen. Für die Zusammen-

setzung des Ausschusses gelten § 13 Abs. 4 Sätze 1 und 2. Für die 

Durchführung der Abstimmung gelten § 13 Abs. 4 Sätze 3 bis 10 

mit der Maßgabe, dass eine getrennte Abstimmung durch die Mit-

glieder aus dem Bereich des neu zu bildenden Kreisverbands und 

durch die Mitglieder aus dem übrigen Bereich des Kreisverbands 

erfolgt. Zu diesem Zweck sind getrennte Listen zu erstellen. Die 

Abstimmung beinhaltet eine mit Ja oder Nein zu entscheidende 

Fragestellung, ob der Neubildung eines Kreisverbands zugestimmt 

wird. Im Übrigen erfolgt die Durchführung der Abstimmung nach 

Maßgabe der Wahlordnung. 
 

(5) Die Neubildung eines Kreisverbands ist durchzuführen, wenn je-

weils mindestens die Hälfte der Mitglieder aus einem Bereich des 

neu zu bildenden und aus dem übrigen Bereich des Kreisverbands 

an der Abstimmung teilgenommen hat und, bei den getrennt durch-

geführten Abstimmungen, jeweils eine Mehrheit dafür gestimmt hat 

oder, falls in dem übrigen Bereich des Kreisverbands eine Mehrheit 

nicht erreicht wurde, zwei Drittel der Mitglieder aus dem Bereich 

des neu zu bildenden Kreisverbands dafür gestimmt haben. 

 

(6) Das vorsitzende Ausschussmitglied hat den Vorstand des Kreisver-

bands über das Abstimmungsergebnis und den dafür geltenden 

Stichtag (§ 13 Abs. 5 Satz 4) zu unterrichten. Ist nach dem Ergebnis 

der Abstimmung die Neubildung eines Kreisverbands durchzufüh-

ren, scheidet der Vorstand aus seinem Amt. Das Vermögen des bis-

herigen Kreisverbands ist auf beide Kreisverbände zu verteilen. 

Grundlage der Berechnung für das anteilige Vermögen des neu zu 

bildenden Kreisverbands ist das Verhältnis des Beitragsaufkom-

mens der Mitglieder des neu gebildeten Kreisverbands gegenüber 

dem Beitragsaufkommen des bisherigen Kreisverbands im Vorjahr 

vor der Neubildung. Das bis dahin amtierende erste und das zweite 

vorsitzende Vorstandmitglied haben innerhalb eines Monats nach 

dem für das Abstimmungsergebnis maßgeblichen Stichtag (§ 13 

Abs. 5 Satz 4) einen Kassenbericht zu erstellen, aus dem sich das 

anteilige Vermögen des neu zu bildenden Kreisverbands ergibt. 
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Für Verbindlichkeiten, die durch den bisherigen Kreisverband be-

gründet wurden, haften der bisherige und der neu gebildete Kreis-

verband als Gesamtschuldner, wobei der Ausgleich entsprechend 

der anteiligen Vermögensverteilung erfolgt. 
 

(7) Dem vorsitzenden Ausschussmitglied obliegt die Einberufung der 

konstituierenden Mitgliederversammlungen des bisherigen und des 

neu gebildeten Kreisverbands unter Angabe der Tagesordnungs-

punkte „Wahl eines Versammlungsleiters“ und „Wahl eines ge-

schäftsführenden Vorstands“.  
 

(8) Der jeweilige Versammlungsleiter wird aus der Mitte der anwesen-

den Mitglieder des jeweiligen Kreisverbands gewählt. Die ge-

schäftsführenden Vorstände bestehen aus mindestens drei Mitglie-

dern. Den Vorsitz führt jeweils das älteste Mitglied. 
 

(9) Die geschäftsführenden Vorstände haben die Aufgabe, innerhalb 

von sechs Monaten eine Satzung, eine Wahlordnung und eine Bei-

tragsordnung ihrer Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung 

vorzulegen sowie den Kassenbericht (Absatz 6) zu prüfen.  
 

(10) Das gemäß Absatz 6 ermittelte Vermögen (Beitragsaufkom-

men) ist dem geschäftsführenden Vorstand des neu gebildeten 

Kreisverbands unverzüglich nach Prüfung des Kassenberichts (Ab-

satz 9) zu übertragen.  
 

(11) Für die Wahlen der Vorstände gilt § 13 Abs. 10. 
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§ 15 

 

Die Bekanntmachungen des Kreisverbands erfolgen durch Anschlag 

eines entsprechenden Mitgliederrundschreibens an der Mitteilungstafel 

oder durch Auslage in der Geschäftsstelle des Kreisverbands. Anschlag 

und Auslage sollen mindestens zwei Wochen dauern. 

 

 

§ 16 

 

Diese Satzung tritt am 01.Januar 2021 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die am 01. Januar 2003 beschlossene Satzung außer 

Kraft. 

 

 

Traunstein, den 21. Oktober 2020 

 

 

Dr. Melanie Kretschmar 

1. Vorsitzende 
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Die Bayerische Landesärztekammer hat der Änderung der Satzung des 

Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein am 12.11.2020 zugestimmt. Die 

Regierung von Oberbayern hat die Änderung der Satzung des Ärztli-

chen Kreisverbandes Traunstein mit Schreiben vom 16.11.2020, 

Az.: ROB-55Hb-2408.Hb_3-33-1-3, genehmigt. 

 

Ausgefertigt, Traunstein, den 20.11.2020 

 

 

 

      

   

                         ……………………………… 

                                                        Dr. med. Melanie Kretschmar  

                                                                        (1. Vorsitzende) 

 

 

 

Gemäß § 15 der Satzung war nach erfolgter Zustimmung der Bayeri-

schen Landesärzte-kammer und Genehmigung durch die Regierung von 

Oberbayern die Änderung der  

Satzung in der Geschäftsstelle zum Zwecke der Bekanntmachung vom 

25.11.2020 bis zum 09.12.2020 ausgelegt. 

 

 

Traunstein, den 11.12.2020 

 

  

 

  

                                                   

                                                       ................................................ 

                                                       Dr. med. Melanie Kretschmar 

                                                               (1. Vorsitzende) 
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Die Mitgliederversammlung des Ärztlichen Kreisverbandes Traun-

stein hat am 06. November 2002 die nachfolgende Neufassung der 

Wahlordnung beschlossen: 

 

 

 

Wahlordnung 

 

für den Ärztlichen Kreisverband Traunstein 
 

 

 

 

§ 1 

 

(1) Der Vorstand des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein besteht aus 

dem ersten, dem zweiten und dem dritten  Vorstandsmitglied, zehn 

beisitzenden Vorstandsmitgliedern sowie dem/den von der Mitglie-

derversammlung ernannten Ehrenvorsitzenden und den vom Vor-

stand nach Maßgabe der Satzung kooptierten Mitgliedern. 

 

(2) Im Vorstand muss mindestens ein Mitglied der zu wählenden zehn 

Beisitzer aus dem Bereich der stationären Krankenversorgung und 

mindestens ein Mitglied aus dem Bereich der niedergelassenen Ärz-

te sein. 

 

 

§ 2 

 

Die Wahl der Vorstandsmitglieder erfolgt in einer Mitgliederversamm-

lung, zu der unter Angabe des Tagesordnungspunktes „Wahl des Vor-

standes“ mit einer Frist von mindestens zwei Wochen (§ 8 der Satzung) 

zu laden ist. 
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§ 3 

 

(1) Für die Leitung und Durchführung der Wahl wählt die Mitglieder-

versammlung einen Wahlausschuss bestehend aus drei Mitgliedern 

(Wahlleiter und zwei Beisitzer). Der Wahlausschuss leitet die Wahl 

und stellt das Ergebnis fest. 

 

(2) Über eine Wahlanfechtung entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 

 

§ 4 

 

(1) Die Wahl des ersten, des zweiten und des dritten vorsitzenden Vor-

standsmitgliedes erfolgt geheim und in getrennten Wahlgängen. Die 

Wahl der beisitzenden Vorstandsmitglieder und die Ernennung 

der/des Ehrenvorsitzenden kann durch Handzeichen erfolgen. 

 

(2) Einfache Stimmenmehrheit entscheidet; bei Stimmengleichheit 

entscheidet das Los. 

 

 

§ 5 

 

Diese Wahlordnung tritt am 01.01.2003 in Kraft und gilt erstmalig für 

die Wahl im März 2005. 

Gleichzeitig tritt die am 20.10.1976 beschlossene Wahlordnung außer 

Kraft.“ 

 

 

Genehmigt:  

Bayerische Landesärztekammer am 21.11.2002 und Regierung von 

Oberbayern am 05.12.2002. 

 

Die geänderte Satzung und Wahlordnung lt. Beschluss vom 26.11.2003 

war in der Geschäftsstelle des Ärztlichen Kreisverbandes vom 17. De-

zember bis 31. Dezember 2003 ausgelegt. 

 

Dr. Eberhard Biesinger 
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1. Vorsitzender 

 

Die Mitgliederversammlung des Ärztlichen Kreisverbandes Traun-

stein hat folgende Neufassung der Beitragsordnung des Ärztlichen 

Kreisverbandes Traunstein beschlossen: 

 

 

Beitragsordnung  

des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein 

 

 

§ 1 Beitragspflicht 

 

(1) Der Ärztliche Kreisverband Traunstein (nachfolgend Kreisverband 

genannt) erhebt zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben Beiträge von 

seinen Mitgliedern. Die Durchführung 

der Beitragserhebung wird gemäß Art. 6 Satz 4 Heilberufe-Kammer-

gesetz der Bayerischen Landesärztekammer (im Folgenden Kammer 

genannt) in vollem Umfang übertragen. 

 

(2) Der Beitrag ist ein Jahresbeitrag. Beitragsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

(3) Die Beitragspflicht besteht, wenn der Arzt am 1. Februar oder im 

Laufe des Beitragsjahres Mitglied des Kreisverbands und ärztlich tätig 

ist. Die Beitragspflicht gemäß § 3 Absätze 

2 und 3 bleibt hiervon unberührt.  

Ist das Mitglied für das Beitragsjahr in einem ärztlichen Kreisverband 

oder von der ärztlichen Berufsvertretung eines anderen Landes der 

Bundesrepublik Deutschland nachweislich zum Beitrag veranlagt oder 

hat das Mitglied den Beitrag bereits dorthin entrichtet, entfällt die Bei-

tragspflicht, vorausgesetzt, dass in der ärztlichen Berufsvertretung eines 

anderen Landes der Bundesrepublik Deutschland keine Mitgliedschaft 

mehr besteht. 
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§ 2 Beitragsbemessung 

 

(1) Grundlage der Beitragsbemessung sind aufgrund ärztlicher Arbeit 

erzielte Einkünfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes und zu ver-

steuerndes Einkommen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes aus 

dem vorletzten Jahr vor dem Beitragsjahr (Bemessungsjahr). 

 

(2) Ärztliche Arbeit im Sinne des Absatzes 1 ist die Behandlung von 

Patienten sowie jede Tätigkeit, bei der ärztliche Kenntnisse und Erfah-

rungen angewendet oder mitverwendet werden (z. B. in Lehre und For-

schung, in Industrie, Wirtschaft, Medien, bei Behörden, Körperschaften 

und Vereinen), unabhängig davon, ob sie als Haupt- oder Nebentätig-

keit ausgeübt wird. 

 

(3) Die Einkünfte/das zu versteuernde Einkommen sind entsprechend 

den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und/oder Körper-

schaftssteuergesetzes zu ermitteln. Praxisveräußerungsgewinne, Ruhe-

gehälter, Renten sowie andere Bezüge und Vorteile, die aufgrund frühe-

rer ärztlicher Tätigkeit gewährt werden, gelten nicht als Einkünfte aus 

ärztlicher Arbeit. 

 

(4) Der Beitragsberechnung werden zugrunde gelegt: 

 

1. Einkünfte aus selbständiger ärztlicher Arbeit und 

 

2. Einkünfte aus nichtselbständiger ärztlicher Arbeit und 

 

3. andere Einkünfte aus ärztlicher Arbeit, soweit diese steuerlich als 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb erfasst werden und 

 

4. sonstige Einkünfte aus ärztlicher Arbeit (z. B. Ehrenämter auch 

nach Beendigung der Berufstätigkeit) und 

 

5. das zu versteuernde Einkommen nach Körperschaftssteuergesetz, 

soweit es aufgrund ärztlicher Arbeit erzielt wird. 
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§ 3 Beitragshöhe 

 

(1) Der Beitrag beträgt 0,095 vom Hundert (v. H.) der Beitragsbemes-

sungsgrundlage. Er wird auf einen vollen Euro abgerundet. Besteht eine 

weitere Mitgliedschaft in einem anderen Bundesland oder mehrere wei-

tere Mitgliedschaften in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch-

land fort, sind für die Beitragsbemessung ausschließlich die im Zustän-

digkeitsbereich erzielten Einkünfte zugrunde zu legen. 

 

(2) Abweichend von Absatz 1 entrichten den Mindestbeitrag von 50,00 

€ Ärzte, die: 

 

1. im Bemessungsjahr Einkünfte unter 52.700,00 € erzielt haben, 

 

2. im Beitragsjahr zur Berufsausübung durch Approbation oder Er-

laubnis zugelassen  

werden. 

 

3. a) im Beitragsjahr die Mitgliedschaft begründen, wenn eine weitere 

Mitgliedschaft  

        gemäß Abs. 1 Satz 3 besteht und 

    b) bei Fortbestehen der Mitgliedschaft gemäß Abs. 1 Satz 3 im auf 

das Beitragsjahr  

        folgenden Jahr. 

 

(3) Ärzte, die am 1. Februar des Beitragsjahres als Arzt im Ruhestand 

gemeldet werden,                       

     entrichten einen Beitrag von 35,00 €. 

 

(4) Der Höchstbeitrag beträgt 500,00 €.“ 

 

(5) Der Beitrag verringert sich in folgenden Fällen: 

 

1. um 50 v. H. bei einer gesetzlichen Mitgliedschaft in der Berufsver-

tretung eines anderen Heilberufs im Geltungsbereich der Bundes-

ärzteordnung 
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oder 

 

2. um 20 v. H. bei ausschließlicher Lehrtätigkeit an wissenschaftlichen 

Hochschulen in 

theoretischen Fächern (z. B. Anatomie, Biochemie, Physiologie) 

und/oder beim Betreiben reiner Grundlagenforschung und/oder bei 

Tätigkeiten in der pharmazeutischen Industrie oder bei Fachmedien, 

 

oder 

 

3. um 10 v. H. bei überwiegend administrativer ärztlicher Tätigkeit 

außerhalb der Krankenversorgung. 

 

 

§ 4 Nachweispflicht 

 

(1) Alle für die Beitragsfestsetzung erforderlichen Angaben sind vom 

Arzt wahrheitsgemäß zu machen. 

 

(2) Der Arzt hat seine gesamten Einkünfte aus ärztlicher Arbeit auf 

einem ihm von der Kammer zugehenden Vordruck (Nachweisbogen) 

anzugeben. 

 

(3) Dem Vordruck sind die dort geforderten Nachweise beizufügen. 

 

 

(4) Von der Nachweispflicht ist derjenige Arzt befreit, der für die Bei  

tragsveranlagung der Kammer bereits die Nachweise geführt hat. Die 

Kammer kann die Nachweise zum Zwecke der Festsetzung des Beitrags 

für den Kreisverband nutzen. 

 

(5) In den Fällen des § 6 ist der Antrag zusammen mit den erforderli-

chen Nachweisen (z. B. Bescheinigung über Arbeitslosigkeit, Mutter-

schutz, Elternzeit, ärztliches Attest) spätestens innerhalb eines Monats 

nach Zugang des Beitragsbescheides einzureichen. 
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§ 5 Beitragsfestsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Festsetzung des Mitgliedsbeitrages erfolgt durch Bescheid der 

Kammer im Namen des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein. Der 

Beitrag wird einen Monat nach Zugang des Beitragsbescheides zur Zah-

lung fällig. 

 

(2) Kommt der Arzt innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Auf-

forderung seiner Nachweispflicht gemäß § 4 Abs. 2 und 3 nicht nach 

oder wird der Nachweis auch nicht gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 gegenüber 

der Kammer geführt, ist der Beitrag auf den Höchstbeitrag gemäß § 3 

Abs. 4 festzusetzen 

 

 

§ 6 Stundung, Ermäßigung und Erlass 

 

(1) Der festgesetzte Beitrag kann auf schriftlichen Antrag zur Vermei-

dung unzumutbarer  

Härten gestundet oder höchstens bis zur Höhe des Mindestbeitrags er-

mäßigt werden bei: 

 

1. vorübergehender Unterbrechung der Berufstätigkeit von mindestens 

drei Monaten, z. B. wegen Arbeitslosigkeit, Mutterschutz oder El-

ternzeit, Teilzeittätigkeit, Altersteilzeit oder Eintritt in den Ruhe-

stand sowie aus gesundheitlichen Gründen 

 

2. Vorliegen besonderer wirtschaftlicher Notlage 

 

(2) Im Fall besonders schwerwiegender wirtschaftlich-sozialer Notlage 

kann der Beitrag  

erlassen werden. 

 

 

§ 7 Rechtsbehelf 

 

(1) Gegen diesen Bescheid kann der Arzt innerhalb eines Monats nach 

seiner Bekanntgabe beim zuständigen Bayerischen Verwaltungsgericht 
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schriftlich oder zur Niederschrift des  

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts Klage (Anfech-

tungsklage) erheben.  

 

(2) Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 

Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 VwGO). 

 

 

§ 8 Beitreibung 

 

(1) Rückständige Beiträge werden einmalig mit monatlicher Zahlungs-

frist angemahnt. 

 

(2) Kommt der Arzt innerhalb eines Monats nach Zugang der Mahnung 

seiner Zahlungspflicht nicht oder nicht vollständig nach, wird der Bei-

trag zusammen mit den hierdurch entstehenden Auslagen nach Art. 40 

HKaG beigetrieben. 

 

§ 9 Inkrafttreten 

 

Diese Beitragsordnung tritt am 01. Januar  2021 in Kraft. Gleichzeitig 

tritt die Beitragsordnung in der Beschlussfassung vom 01.01.2017 außer 

Kraft.  

 

 

 

 

 

Traunstein, den 21.10.2020 

 

 

 

      

 

                                                 ………………………………………….. 

                                                         Dr. med. Melanie Kretschmar 

(1. Vorsitzende) 
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Die Bayerische Landesärztekammer hat der Änderung der Beitragsord-

nung des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein am 12.11.2020 zuge-

stimmt. Die Regierung von Oberbayern hat die Änderung der Beitrags-

ordnung des Ärztlichen Kreisverbandes Traunstein mit Schreiben vom 

16.11.2020, Az.: ROB-55Hb-2408.Hb_3-33-1-3, genehmigt. 

 

Ausgefertigt, Traunstein, den 20.11.2020 

 

 

 

      

      

                                                              .....................................................                

                                                                  Dr. med. Melanie Kretschmar  

                                                                             (1. Vorsitzende) 

 

 

 

 

Gemäß § 15 der Satzung war nach erfolgter Zustimmung der Bayeri-

schen Landesärzte-kammer und Genehmigung durch die Regierung von 

Oberbayern die Änderung der  

Beitragsordnung in der Geschäftsstelle zum Zwecke der Bekanntma-

chung vom 25.11.2020 bis zum 09.12.2020 ausgelegt. 

 

 

Traunstein, den 11.12.2020 

 

       

 

                                                              .....................................................                

                                                                  Dr. med. Melanie Kretschmar  

                                                                             (1. Vorsitzende) 

 
 
  

 
 
  


